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trug kann nicht immer verhindert werden, so 

viel ist klar. Aber Prüfer sollten zumindest, 

wenn es Hinweise darauf gibt, diesem auf die 

Spur kommen können. Das gilt sowohl für die 

Prüfer der Finanzaufsicht und ganz besonders 

auch die Wirtschaftsprüfer.

Doch nicht nur den Wirtschaftsprüfern, der 

BaFin und der Münchener Staatsanwaltschaft 

sind Fehler vorzuwerfen. Der Schaden für den 

Finanzplatz Deutschland betrifft auch den Ka-

pitalmarkt. Das befremdliche Beharren der 

Deutschen Börse, dass es nur an einem der re-

gulären Termine – der nächste ist im September 

– zu Anpassungen im ehrwürdigen DAX kom-

men kann, ist seltsam. Das Image der Kernmar-

ke der Deutschen Börse kann damit noch eini-

ge Monate großen Schaden erleiden. Auch hier 

wäre eine Überprüfung der Regeln angebracht. 

Wie wäre es mit einem Fast Exit, der seinen 

Namen auch verdient? Dabei gäbe es viele 

­Ansatzpunkte. Zum Beispiel die Berichtspflicht: 

Spätestens wenn ein verschobener Publizie-

rungstermin erneut verschoben wird, könnte 

man ein Unternehmen aus dem DAX werfen. 

Oder wenn sich ein Betrugsvorwurf erhärtet, 

sollte eine DAX-Mitgliedschaft entzogen wer-

den können.

Dieser Fall lässt sich nun nicht mehr verhindern, 

der Schaden ist da. Doch alle Protagonisten des 

Finanzplatzes Deutschlands – also Aufsicht, 

Wirtschaftsprüfer, Finanzmarktunternehmen, 

Kapitalmarktunternehmen und die Politik – 

müssen sich zusammenraufen und die Regeln 

zumindest so adjustieren, dass eine neue Causa 

Wirecard unwahrscheinlicher wird. Zudem be-

darf es harter Strafen für die Urheber, wer 

auch immer am Ende der Drahtzieher war. 

Dann kann vielleicht wieder ein Teil des verlo-

rengegangenen Vertrauens hergestellt wer-

den. Und alle, die die Short-Attacken-Mär von 

Wirecard glaubten, sollten vielleicht ihre 

Stereotypen hinterfragen.

Wirtschaftspolitik

Hegel oder Hamilton? Egal!

Noch vor wenigen Wochen war der Aufschrei 

groß. Da wetterten die europäischen Partner, 

Deutschland würde die Stabilität und Einigkeit 

Europas gefährden. Denn gerade erst hatte das 

Bundesverfassungsgericht in einem bemerkens-

Corporate Governance

Finanzplatz Deutschland 
beschädigt

Es ist ein großer Wirtschaftskrimi mit verhee-

renden Imageschäden für den Finanzplatz 

Deutschland: die Causa Wirecard. Beinahe 

stündlich gibt es neue Entwicklungen. Ex-CEO 

Markus Braun wurde sogar zeitweise inhaf-

tiert. Wie konnte das passieren?

Unter erfahrenen Börsenveteranen hätten be-

reits im Oktober 2018 erstmals die Alarmglo-

cken schrillen müssen, als Braun in einem Inter-

view von 100 Milliarden Euro Börsenwert für 

„sein“ Unternehmen Wirecard fabulierte. Die 

Börsenhistorie ist voll von Beispielen, in denen 

utopische Kursziele formuliert wurden, denen 

der jähe Absturz folgte. Doch es hat noch eine 

ganze Weile gedauert, bis jeder – inklusive 

Wirtschaftsprüfer und Aufsicht – kapierte, was 

da im Hause Wirecard abläuft. Dabei gab es 

schon viele weitere Hinweise. Nicht nur einmal 

kamen die Vorwürfe der Financial Times, dass 

mit den Bilanzen irgendetwas nicht in Ordnung 

sei. Doch in Deutschland fiel die von ­Wirecard 

gestreute Mär vom bösen angelsächsischen Tur-

bo-Kapitalisten in Form der leerverkaufenden 

Hedgefonds, der mit Lügen und Manipulation 

versuche, unser Vorzeigetechnologieunterneh-

men „fertigzumachen“, um die eigene Gier 

nach Profit zu stillen, auf sehr fruchtbaren Bo-

den. Auch die Staatsanwaltschaft München und 

die BaFin sind diesem Narrativ aufgesessen, als 

die BaFin im vergangenen Jahr deswegen meh-

rere Personen wegen Marktmanipulation an-

zeigte und die Staatsanwaltschaft in München 

ein Ermittlungsverfahren gegen Journalisten 

der Financial Times einleitete.

Diesen Schuh muss sich die BaFin anziehen. 

Doch diese Fehleinschätzung ist natürlich nicht 

das einzige Problem. Vorgeworfen wird der Fi-

nanzaufsicht auch, dass sie mit der Wirecard 

Bank nur eine Tochtergesellschaft beaufsichtigt 

habe und nicht den ganzen Konzern. Dass 

BaFin-Chef Felix Hufeld sich gleich zu einem 

Mea Culpa durchgerungen hat, kann jedoch 

gar nicht hoch genug eingeschätzt werden. Die 

eigene Schuld einzugestehen ist in heutigen 

Tagen eine Fähigkeit, die seltsam vielen Prota-

gonisten in Politik und Wirtschaft abhandenge-

kommen zu sein scheint. Auch müssen nun die 

Prüfmechanismen selbst auf den Prüfstand. Be-
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werten Urteil auf nationale Mitbestimmung 

gepocht, die Beschlüsse des obersten europäi-

schen Gerichtes angezweifelt und der Europäi-

schen Zentralbank eine Überschreitung ihrer 

Kompetenzen vorgeworfen. Es knirschte im 

europäischen Gebälk und man durfte Sorge um 

den Euro haben. 

Und nun, keine zwei Monate später? Klingt das 

plötzlich ganz anders. So ist sich der französi-

sche Finanzminister Bruno le Maire sicher, dass 

gerade dieses Urteil maßgeblich dazu beigetra-

gen habe, dass die ansonsten diesbezüglich 

zum Glück sehr zögerliche Bundeskanzlerin der 

gemeinsamen Schuldenaufnahme in der Euro-

päischen Union im Wesentlichen zugestimmt 

hat. Nachdem der deutsche Finanzminister vor 

Kurzem noch von einen „Hamilton-Moment“ 

sprach, den Europa erlebe, nennt le Maire es 

einen „Hegel-Moment“. Wer recht hat, ist ei-

gentlich egal, denn am Ende kommt es auf das-

selbe raus. 

Der damalige US-Finanzminister Alexander 

Hamilton hatte im 18. Jahrhundert angesichts 

der Krise einzelner US-Bundesstaaten beschlos-

sen, erstmals auf der US-Bundesebene gemein-

same Schulden aufzunehmen. Und darum geht 

es schließlich auch bei le Maires Hegel-Ver-

gleich, denn der deutsche Philosoph nannte es 

eine „List der Vernunft“, wenn sich in der Ge-

schichte der Menschheit ein bestimmter Zweck 

verwirklicht, der den handelnden Menschen 

nicht bewusst ist. So wollte seiner Meinung 

nach wohl das Bundesverfassungsgericht die 

EZB und die Europäische Idee in die Schranken 

weisen, doch genau das Gegenteil sei passiert. 

Denn Mitte Mai stimmte Angela Merkel erst-

mals einer gemeinsamen europäischen Schul-

denaufnahme in großem Stil zu. Unter dem be-

deutungsvollen Namen „Next Generation EU“ 

soll ein 500 Milliarden Euro schwerer Aufbau-

fonds die Last für von der Corona-Krise schwer 

getroffenen Staaten lindern. Noch regt sich 

zwar in einigen Ländern Widerstand, aber die 

Befürworter aus Brüssel, Paris und Berlin setzen 

auf einen Durchbruch in der zweiten Jahres-

hälfte, wenn Deutschland die EU-Ratspräsi-

dentschaft innehat. 

Das Bundesverfassungsgericht hatte in seinem 

Urteil aber nicht nur die Europäische Zentral-

bank angegriffen, sondern auch die deutsche 

Politik. Denn sowohl die Bundesregierung als 

auch der Bundestag seien aufgrund ihrer Inte

grationsverantwortung verpflichtet, auf eine 

Verhältnismäßigkeitsprüfung durch die EZB 

hinzuwirken. Dies habe sie versäumt, so die 

Karlsruher Richter. Doch auch die Politik hat re-

agiert. Künftig wird Bundesbank-Präsident Jens 

Weidmann einmal im Quartal dem Finanzaus-

schuss des Bundestags die geldpolitischen Be-

schlüsse der Europäischen Zentralbank (EZB) 

erläutern. Bei Experten trifft dies auf breite 

Zustimmung und werde wohl den Anforderun-

gen des Bundesverfassungsgerichtes genügen. 

Vielleicht hat Corona ja doch noch sein Gutes, 

wenn es am Ende tatsächlich zu einer Stärkung 

der europäischen Einheit und des europäischen 

Selbstverständnisses kommt und nicht nur zu 

einer enormen Umverteilung bis hin zu einem 

Schuldenerlass. 

Sparkassen I

Gute Idee aus Hessen

Recht spät in diesem Jahr hat die Taunus Spar-

kasse ihre Bilanzpressekonferenz für das Jahr 

2019 abgehalten. Das Berichtsjahr war ein sehr 

ereignisreiches Jahr für die Sparkasse. Aufse-

hen erregte sie für ihre verbundübergreifende 

Kooperation mit der Frankfurter Volksbank. 

Diese Zusammenarbeit war neben den Ge-

schäftszahlen und den Corona-Auswirkungen 

der dritte Themenblock der virtuellen Veran-

staltung.

Die Sparkasse berichtete erfreuliche Zahlen, 

mit Wachstum in fast allen Dimensionen. So 

stieg die Bilanzsumme des Instituts um 5,8 Pro-

zent auf 5,9 Milliarden Euro. Das Geschäftsvo-

lumen erhöhte sich um 6,6 Prozent auf 10,7 

Milliarden Euro. Nicht ohne Stolz wies Vor-

standschef Oliver Klink darauf hin, dass vor 

dreieinhalb Jahren bei der Vorstellung der 

Agenda 2022 das damals als ambitioniert an-

gesehene Ziel für diese beiden Kennziffern bei 

fünf Milliarden für die Bilanzsumme und 10 

Milliarden für das Geschäftsvolumen lag. Beide 

sind damit zwei Jahre früher bereits überer-

füllt. Prozentual am stärksten ist im Geschäfts-

volumen das Depotvolumen gewachsen, das 

sich um 10,6 Prozent erhöhte. Das gesamte 

Kreditvolumen stieg um 5,2 Prozent auf 4,4 

Milliarden Euro. Allerdings war das Wachstum 

im Privatkundensegment mit 1,3 Prozent eher 

moderat. Klink erklärte auch umgehend, dass 

dafür vor allem die Vermittlung eines Teils der 
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Privatkredite an den S-Kreditpartner verant-

wortlich sei, dem zentralen Kreditspezialisten 

der Sparkassen-Finanzgruppe. 

Wie die meisten Kreditinstitute hatte aber 

auch die Taunus Sparkasse mit sinkenden Erträ-

gen und immerhin nur leicht steigenden Auf-

wendungen zu kämpfen. So sank am Ende der 

Gewinn vor Steuern um eine Million Euro auf 

38,1 Millionen Euro. An eine Prognose für 2020 

wagte sich Vorstandschef Klink verständlicher-

weise nicht ran. 

Ebenfalls voller Stolz präsentierte die Taunus 

Sparkasse die Fortschritte der „Finanzpunkt“ 

genannten Kooperation mit der Frankfurter 

Volksbank. An ausgewählten Standorten teilen 

sich die beiden Institute im Tageswechsel die 

Filiale. Zu Beginn des Jahres startete der erste 

Finanzpunkt. Laut Klink konnten schon vom 

ersten Tag an die erhofften 40 Prozent Kosten-

einsparungen erzielt werden. Zudem sind die 

beiden hessischen Institute schon viel weiter 

mit dem Ausbau der Finanzpunkte vorange-

kommen, als bisher geplant. Zu Beginn der hes-

sischen Sommerferien Anfang Juli 2020 sollen 

bereits 16 der insgesamt 24 geplanten Filialen 

den Betrieb aufgenommen haben. Bis Ende des 

laufenden Jahres sollen alle 24 Finanzpunkte 

fertig sein – ein Jahr früher als geplant. 

Die reibungslose Umsetzung, die Akzeptanz 

bei den Kunden, von der Klink auch berichtete, 

sowie die planmäßigen Kosteneinsparungen 

haben große Neugierde bei anderen Instituten 

und Institutionen geweckt. Laut Klink gibt es 

bundesweit Interesse an dem Modell. Sogar die 

Bank of Japan zeigte sich an dem Modell inte

ressiert, da japanische Banken ein ähnlich regi-

onal verzweigtes Bankennetz aufweisen. Die 

Sparkasse Oberpfalz Nord und die Raiffeisen-

bank Oberpfalz Nordwest haben gleich das 

ganze Finanzpunkt-Modell inklusive Namen 

und Logo übernommen. Andere Institute wie 

die Sparkasse Darmstadt und die Volksbank 

Darmstadt-Südhessen fahren gleiche Modelle, 

nur unter anderem Namen. Auch in Nord-

deutschland würden derzeit einige solcher Pro-

jekte geprüft. 

Eine gute Idee aus Südhessen scheint die Run-

de zu machen und sich bundesweit und viel-

leicht auch darüber hinaus verbreiten zu 

können. So könnte die Versorgung in ausge-

dünnten Regionen mit niedrigeren Kosten auf-

rechterhalten werden. 

Sparkassen II

Gewinneinbruch bei der 
Finanz Informatik

Der zentrale IT-Dienstleister der Sparkassen-Fi-

nanzgruppe, die Finanz Informatik (FI), hat ih-

ren Jahresbericht für 2019 veröffentlicht. Nach 

einem leichten Umsatzrückgang im Vorjahr 

konnte die FI den Umsatz wieder um acht Pro-

zent auf 2,063 Milliarden Euro steigern, ob-

wohl die Zahl der unterstützen Sparkassen wie 

schon seit einigen Jahren – fusionsbedingt – er-

neut gesunken ist. Im Jahr 2019 waren es mit 

379 Sparkassen erneut 6 Institute weniger als 

2018. Aber während die Zahl der Institute 

sinkt, steigt natürlich umgekehrt der IT-Bedarf 

je Institut von Jahr zu Jahr. Regulatorik und Di-

gitalisierung sei Dank.

Was jedoch auch zunimmt für die FI, ist der Be-

darf an hoch qualifiziertem Personal, um die 

wachsenden Herausforderungen meistern zu 

können. So ist im Jahr 2019 die Zahl der Mitar-

beiter um 5,7 Prozent von 3 564 auf 3 767 deut-

lich gewachsen und mit ihr die Personalkosten, 

die um 9,3 Prozent auf 642,2 Millionen Euro 

stiegen. Da auch die Materialkosten deutlich 

gestiegen sind, blieb am Ende vom erhöhten 

Umsatz nichts mehr übrig. Im Gegenteil, der 

Jahresüberschuss brach um 70 Prozent auf 

knapp 0,63 Million Euro ein. Zwar ist die 

oberste Aufgabe der Finanz Informatik die 

Versorgung der Sparkassen-Finanzgruppe mit  

digitalen Innovationen und der nötigen IT-In

frastruktur und nicht die Gewinnmaximierung. 

Dennoch ist eine solide Gewinnentwicklung 

wichtig, um die nötigen Investitionen stemmen 

zu können. So hat die FI 2019 mehr als 300 

Millionen Euro allein für die Weiterentwick-

lung und Pflege der OSPlus-Lösungen inves-

tiert.

Ein Thema, das im Bericht zudem ausgespart 

wurde, ist das Thema Cybersecurity. Zu Beginn 

des Jahres 2020 haben Distributed-Denial- 

of-Service-Attacken (DDoS) auf die bei der  

FI-Tochter FI-TS ausgelagerten Server der DKB 

erneut die Bayern-LB-Tochter unerreichbar ge-

macht. Erst nach Tagen bekam die FI das Pro

blem in den Griff. Dass nun ein gelangweilter 

16-jähriger Junge als Urheber im Visier der Be-

hörden steht, dürfte für die FI dabei kaum ein 

Trost sein. Vor allem zeigt es ein weiteres Pro

blem auf: Das Outsourcing der IT löst zwar Kos-
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tenprobleme und ist wohl auch alternativlos, 

gerade für die Sparkassen. Doch es erhöht auch 

die Anfälligkeit für Cyberangriffe wie das obi-

ge Beispiel zeigt. Dazu kommt die grundsätzli-

che Anfälligkeit für große Ausfälle, wenn wei-

te Teile der IT für alle Institute an nur einer 

Stelle zentralisiert werden. 

Diese Probleme dürften für die Finanz Informa-

tik eines der bestimmenden Themen im laufen-

den Jahr sein, über das dann im kommenden 

Jahr berichtet wird. Interessant wird dann auch 

zu beobachten sein, inwieweit der Digitalisie-

rungsschub durch die Corona-Krise – von dem 

überall zu hören ist – sich auf das Geschäft der 

FI ausgewirkt hat. Große Aufgaben warten 

gleich zu Beginn auf den zum 1. Januar 2021 

antretenden neuen Geschäftsführer Andreas 

Schelling. 

Zahlungsverkehr 

Bargeldlos? –  
Politik ist skeptisch 

Das Leben mit Einschränkungen wird die neue 

Normalität und die Menschen in Deutschland 

noch die kommenden Monate begleiten, sagte 

RKI-Präsident Lothar Wieler nach dem Lock-

down in Gütersloh. In der Tat stellen sich viele 

die Frage, wie das Leben nach Corona ausse-

hen wird. Beispielsweise bei Reisen. Beispiels-

weise bei Veranstaltungsbesuchen. Aber auch 

im Büroalltag oder beim Einkaufen oder im 

Umgang mit seiner Bank. 

Der Zahlungsdiensteanbieter Klarna ist im Rah-

men einer deutschlandweiten, repräsentativen 

Online-Umfrage der Frage nachgegangen, wel-

che Bedeutung Bargeld für die Deutschen noch 

hat. Denn die Zahlen für bargeldloses Bezahlen 

sind in den vergangenen Monaten sprunghaft 

nach oben geschnellt. Dem Ergebnis nach trägt 

jeder Bundesbürger aktuell 89,22 Euro bei sich, 

wobei dieser Wert abhängig von Alter und 

Region spürbar variiert. Je jünger die Befragten 

sind, desto weniger Bargeld befindet sich in 

den Portemonnaies. In Schleswig-Holstein führt 

jeder Verbraucher nur 53 Euro mit sich, damit 

ist das nördlichste Land auch das bargeldloses-

te. Spitzenreiter in die andere Richtung ist Nie-

dersachsen mit 124 Euro Cash, gefolgt vom 

Saarland (121 Euro) und Bayern (101 Euro). In-

teressanterweise führen Männer mit im Bun-

desdurchschnitt 104 Euro mehr Bargeld mit sich 

als Frauen mit 75 Euro. 

Allerdings ist Bargeld nicht mehr das beliebtes-

te Zahlungsmittel der Deutschen. Über die Hälf-

te der Befragten gibt an, weniger als die Hälfte 

der Einkäufe noch mit Bargeld zu begleichen. 

15,1 Prozent verzichten sogar gänzlich auf Bar-

geld im Einzelhandel. Auch die Schwelle für 

den Einsatz bargeldloser Bezahlverfahren sinkt, 

so ist die Mehrheit der Deutschen seit Corona 

bereit, schon bei Beträgen ab 11 Euro bargeld-

los zu bezahlen. Das trifft auch die Banken, 

denn ihre Geldausgabeautomaten werden 

ebenfalls immer weniger genutzt. Nicht einmal 

5 Prozent aller Befragten geben an, täglich 

oder mehrmals pro Woche Bargeld abzuheben. 

31 Prozent der Befragten heben nur einmal pro 

Monat, 20 Prozent sogar weniger als einmal 

pro Monat Bargeld am Automaten ab. 

Unabhängig von dieser aktuellen Studie fand 

am 18. Juni ein öffentliches Fachgespräch im 

Deutschen Bundestag zum Thema „Welt ohne 

Bargeld – Veränderung der klassischen Banken- 

und Bezahlsysteme“ statt. Das Thesenpapier zu 

dieser Veranstaltung, das vom „Büro für Tech-

nik-Folgenabschätzung beim Deutschen Bun-

destag“ verfasst wurde, ist durchaus skeptisch 

mit Blick auf eine Welt ohne Bargeld. So heißt 

es hier: „Bargeld ist ein wichtiges Korrektiv im 

Zahlungsverkehr. Kein unbares Zahlungsmittel 

erreicht in Deutschland ein vergleichbar hohes 

Inklusionsniveau und Schutzniveau der Privat-

sphäre.“ Den Zuwachs unbarer Zahlungsmittel 

sehen die Autoren ebenfalls nicht uneinge-

schränkt positiv, da dieser Fragen hinsichtlich 

der Marktmacht weniger Systemanbieter im 

Kartenbereich und des Verbraucher- und Da-

tenschutzes aufwirft. Ähnliches gelte beim 

Open-Banking-Ansatz, der regulatorisch beför-

dert wurde und wird, durch den Verbraucher 

aber stärker motiviert werden, Anschlussge-

schäfte zu tätigen und nicht in jeden Fall über-

blicken können, wie ihre Daten tatsächlich ver-

wendet werden. Fintechs werden im Gegensatz 

zu den Bigtechs nicht als Konkurrenz zu etab-

lierten Banken gesehen, sondern seien an einer 

stabilen Partnerschaft zu diesen interessiert. 

Und zu guter Letzt wird die Bedeutung eines 

europäischen Kartensystems betont, um aus-

ländischen Anbietern nicht völlig ausgeliefert 

zu sein. 

Die deutschen Kreditinstitute werden diese 

Thesen sicherlich gerne lesen.
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